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bei den außerpreußiſchen Poſtauſtalten 


Inſerate 


Wie unſere „Konſervativen“ ſich über den 
Oeſterreichiſchen Staatsſtreich freuen. 


Wir müſſen unſere Leſer auf eine recht ſchlimme Er⸗ 
ſcheinung aufmerkſam machen. Freilich iſt ſie ſchon 
manche Nane Jahre alt, aber ſeit den erſten Siegen 
der Reaktion im Herbſt 1848 hat ſie ſich von Jahr zu 
Jahr immer breiter gemacht, und heute ſieht es ganz 
darnach aus, als ob ſie der Vorbote eines ſchweren Un⸗ 
glückes für uns werden wollte, Es iſt das folgende Er⸗ 
ſcheinung: Jedes Mal, wenn irgendwo die Gewalt einen 
augenblicklichen Sieg erfochten hat, dann ſtellt ſogleich 
ein Chor von Liebedienern und bezahlten Schreibern ſich 
ein, um aus vollen Backen ein übermüthiges Freuden⸗ 
geſchrei zu erheben. Leider dürfen wir uns darüher 
nicht mehr wundern, aber wir verſäumen es darum nicht, 
auf die Zeichen der Zeit zu achten. N 

So hat am 20. September d. J. der Kaiſer von 
Oeſterreich nun ſchon die zweite Verfaſſung ſeines Reiches 
bei Seite geſchoben. Sie war ihm weder durch Gewalt 
noch Drohung aufgezwungen; er hatte ſie am 26. Fe⸗ 
bruar 1861 aus eigenem Entſchluſſe gegeben und dabei 
feierlich gelobt, daß er ſie unverbrüchlich halten wolle. 
Aber, wie man annehmen kann, hatte er ſie nicht ge⸗ 
geben, weil er es als feine Herrſcherpflicht anerkannte, 
nach einer geſchriebenen Verfaſſung, und nicht nach eige⸗ 
nem persönlichen Belieben zu regieren, ſondern nur, weil 
er in der allerbitterſten Geldnoth ſich befand. Nach 
langem Widerſtreben war es ihm nämlich doch begreif⸗ 
lich geworden, daß er ohne eine Verfaſſung, wie auch 
ſein Volk ſie verlangte, immer tiefer un vielleicht bald 
jo tief in Geldnoth verſinken würde, daß am Ende alles 
Regieren von felbſt aufhören müßte, und daß er durch⸗ 
aus eine Volksvertretung berufen und derſelben die 
Theilnahme an der geleggebenben Gewalt, fo wie das 
Recht der Geld und eg en een übertragen 
müſſe, ebenſo wie es in unſerer Preußiſchen Verfaſſung ge⸗ 
ſchrieben ſteht. Aber die Verfaſſung, zu der er endlich 
ſeine Zuſtimmung gab, war dürftig genug, und die Un⸗ 
garn und die Italiener in Venetien wollten nicht einmal 
etwas von ihr wiſſen. Doch wäre ſie auch die beſte 


Verfaſſung von der Welt geweſen, wer wüßte ni 
auch eine ſolche die Staaten nicht migen ad ie 
Völker nicht freier und glücklicher macht, wenn die Re⸗ 
gierenden nicht entſchloſſen find, fie auch dann ſtreng zu 
beobachten, wenn ſie einmal in einer ihnen nicht an⸗ 
genehmen Weiſe angewendet wird. Selbſt die beſte Ver⸗ 
faſſung iſt nur dann etwas werth, wenn ſie von ehr⸗ 
lichen und freiheitsliebenden Männern gehandhabt wird 
und wenn ſie die fefte Richtſchnur einer weiſen und ge⸗ 
rechten Regierung iſt. Auch muß das Volk ſelbſt den 
nöthigen Verſtand haben, um die Wohlthaten einer guten 
Verfaſſung zu begreifen, und den feſten, ſtarken Willen, 
dieſe Wohlthaten ſich niemals entreißen zu laſſen. In 
Oeſterreich aber treffen alle dieſe Bedingungen wenig 
oder gar nicht zu. Die alte Kaiſerfamilie haſcht immer 
mehr nach dem leeren Schattenbilde ihrer eigenen Macht 
und ihres eigenen Glanzes als die Völker, die ſie be⸗ 
Bereit 15 nen 8 
egen die gegebene Verfaſſung zeigten die Un 

und Italiener ein heftiges Widerſttebens aber trotz dees 
Widerſtrebens iſt die neueſte Beiſeiteſetzung der Oeſter⸗ 
reichiſchen Verfaſſung nichts, als ein offenbarer Rechts⸗ 
bruch, als der Bruch einer mit den feierlichſten Gelöb⸗ 
niffen und freiwillig eingegangenen Verpflichtung, zumal 
den deutſchen Bewohnern Oeſterreichs gegen Und 
erade darum erheben die Feinde der Preußiſchen 

erfafjung ihr Jubelgeſchrei darüber. Sie jubeln, weil in 
Deutſchland wieder einmal eine Verfaſſung gebrochen, 
wieder einmal ein Volk in feinem Rechte gekränkt iſt. 

Am vorſichtigſten unter den betreffenden preußiſchen 
Blättern drückt ſich noch die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ 
aus. Denn ſie darf nicht zu dreiſt mit der Sprache 
herausgehen, weil fie ja die Aufgabe übernommen hat, 
uns mit tönenden Redensarten ſo zu betäuben, daß wir 
uns bei nächſter ae wo möglich dazu hergeben, 
ſogar für ihre Freunde, d. h. für die ſogenannten Kon⸗ 
ſervativen zu ſtimmen, und ſo durch unſere eigene 
Wahlſtimme uns ſelbſt für unmündig zu erklären. Darum 
ſcheut ſie ſich wohl nicht, auf un Abgeordneten 
5 0 aber mit uns ſelbſt geht tie möglichft 
äuberlich um. Indeß fo blind find wir doch nicht, daß 


wir nicht überall ſollten den Fuchsſchwanz herausgucken 
ſehen. Auch kann ſie bei dem Bericht über den Oeſter⸗ 
reichiſchen Staatsſtreich ihr herzinniges Behagen gar nicht 
verbergen. Man ſieht ordentlich, wie ſie ſchmunzelt und 
ſich die Hände reibt, wenn ſie erzählt, „daß auch die 
bisherige Oeſterreichiſche Geſammtverfaſſung bis auf 
Weiteres zum Stillſtand gebracht“ und „daß ein bal⸗ 
diges Wiederaufleben einer gemeinſamen Reichsvertre⸗ 
tung ſchwerlich zu erwarten iſt.“ 

Aber ſehen wir zu, was ſie ſonſt noch vorbringt. 
Sie ſuchte die Gründe, die den Umſturz der öſterrei⸗ 
chiſchen Verfaſſung herbeigeführt haben, nicht da, wo fie 
wirklich zu finden ſind. Sie ſagt vielmehr, dieſe Ver⸗ 
faſfung konnte „weder Beſtand noch Segen“ haben, 
weil fie „blos nach den Lehren und Forderun— 
gen des ſogenannten Zeitgeiſtes zurecht gemacht 
fei.“ Natürlich iſt das ein thörichtes Gerede, denn 
erſtens hat die Oeſterreichiſche Verfaſſung dem „Zeitgeiſte“ 
keineswegs ſo entſprochen, wie es gut und recht geweſen 
wäre; und zweitens, wenn die Menſchen in irgend einem 
Staate ſich eine Verfafſung geben, jo müſſen ſie ſich 
doch wohl von dem Geiſte ihrer eigenen Zeit leiten 
laſſen. Oder ſollen ſie ſich etwa eine Verfaſſung geben, 
die nicht in ihre Zeit, ſondern in die Zeit ihrer Groß⸗ 
mütter hineinpaßt? Aber es iſt doch eine Redensart, 
mit der man die Gedankenloſen einſchläfern kann. Auch 
paßt ſie, wie die „Prov.⸗Korr.“ wohl meint, ja recht gut auf 
die preußiſche Verfaſſung von 1850. Ferner will ſie 
auch das von der Sale Verfaſſung verftanden 
wifſen, wenn fie fagt, daß man diejenigen Verfaſſungen, 
die aus der Bewegung des Jahres 1848 und aus dem 
Verlangen der Volkspartei hervorgegangen wären, 
faſt durchweg nach franzöſiſchem Muſter zugeſchnitten 
hätte. Natürlich bildet ſie ſich ein, wir hätten es längſt 
vingeſſen, daß unſere preußiſche Verfaſſung ganz und gar 


nicht von einem demokratiſchen, ſondern von einem ſehr 


konſervativen Miniſterium zugeſchnitten und hinter⸗ 


her noch auf das Betreiben eines ſehr reaktionären 
Miniſteriums abgeändert worden iſt. Doch freilich taugt 
ſie auch ſo noch nicht in den Kram unſerer hentigen 
„Konfervativen.“ Um fie daher in unſern Augen mög⸗ 
lichſt ſchlecht zu machen, wird ſie u. A. auch noch „fran⸗ 
zöſiſch“ geſcholten. Nun, wenn die Herren Konſervativen 
ſelbſt auf alles Franzöſiſche ſo ſchlecht zu ſprechen 
ſind, warum wünſchen ſie denn, daß gerade die ſchlimm⸗ 
ſten Auswüchſe Franzöſiſchen Staatsweſens und beſon⸗ 
ders die franzöſiſche Polizeiwirthſchaft auf Preußiſchen 
Boden verpflanzt werden möchten. 

Aber die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ redet ſich noch 
tiefer hinein, ſie iſt nämlich keck genug, uns ſogar die 
engliſche Verfaſſung als ein Muſter vorzuhalten. 
Das iſt doch noch, ruft ſie aus, eine Verfaſſung, die von 
dem Volke als ein 11 unantaſtbares Heiligthum 
geachtet und hochgehalten wird und werden kann. Sie 
thut alſo gerade, als ob in Preußen das Volk das 
Heiligthum feiner Verfaſſung mit Füßen trete. Zu⸗ 
gleich bildet fie ſich ein, daß wir nie davon gehört hätten, 
daß gerade in England gar keine Regierung be⸗ 


ſtehen kann, die nicht in voller Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem Volke und ſeinen Abgeordneten 
ſich befindet. Hätten wir wirklich eine engliſche Ver⸗ 
faſſung und hätte unſer Abgeordnetenhaus wirklich die 
Macht des engliſchen Unterhauſes, nun dann hätten 
wir nicht ſchon im vierten Jahre ein budgetloſes Regi⸗ 
ment. Dann hätten wir keine Armee⸗Reorganiſation, 
kein Miniſterium Bismarck, kein Bündniß mit Oeſterreich. 

Dafür aber hätten wir ſchon längſt eine tüch⸗ 
tige Gemeindeordnung, wir hätten ſchon längſt 
das Recht, von den ordentlichen Gerichten des 
Landes gehört zu werden, wenn wir unſere 
Perſon oder unſer Eigenthum von irgend 
einem Regierungs- oder Polizeibeamten ver⸗ 
letzt glauben. Auch könnte die Regierung ſchon 
längſt keinen Pfennig mehr ausgeben und wir 
brauchten keinen Pfennig mehr an Steuern 
und Abgaben bezahlen, als unſere Abgeord⸗ 
neten alljährlich zum Wohle des Landes be— 
willigen. 5 

So freilich meint es die „Provinzial⸗Koreſpondenz“ 
nicht. Sie will uns vielmehr einreden, daß die eng⸗ 
liſche Verfaſſung nur darum beſſer ſei als die unſrige, 
weil ſie „in einer Reihe von Jahrhunderten und 
durch allmählige Verbeſſerung und Feſtſtellung ent⸗ 
ſtanden ſei. Nun die Reihe von Jahrhunderten hat 
doch auch einmal einen Anfang gehabt, und es iſt 
ſchlimm genug, daß wir mit der Beſtſtellung⸗ unſerer 
Verfaſſung erſt ſoviel ſpäter angefangen haben. Doch die 
„Provinzial⸗Korreſpondenz“ meint wohl, weil die Eng⸗ 
länder an die fünfhundert Jahre gebraucht haben, 5 
ſie eine tüchtige und dauernde Verfaſſung zu Stande 
bringen konnten, ſo müßten auch wir gerade eben ſo 
lange daran arbeiten. Aber wir find heute eben ſo 
klug als die Engländer es jetzt ſind, und in man⸗ 
chen Dingen wohl noch etwas klüger. Wir haben da⸗ 
her auch nicht die mindeſte Luſt, heute noch in die Kin⸗ 
derſchuhe zu treten, die die Engländer vor beinahe zwei⸗ 
hundert Jahren abgelegt haben. Endlich fragen wir, 
ob die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ etwa auch will, daß 
das preußiſche Volk ganz in derſelben Weiſe auf ſeine 
eigenen Füße kommen ich, wie die Engländer im Jahre 
1688? Damals nämlich wurde die engliſche Verfaſſung 
nicht etwa „allmählig“, wie die „Provinzial⸗Korreſpon⸗ 
denz“ behauptet, ſondern ſehr plötzlich „feſtgeſtellt“. 
Damals war es Wilhelm von Oranien, der Schwa⸗ 
ger unſeres großen Kurfürſten, der in Begleitung 
eines preußiſchen Generals und von 6000 Mann Preu⸗ 
ßen unterftügt, nach England ging und im Verein mit 
dem empörten Volke den verfaſſungsbrüchigen König 
Jacob II. aus dem Lande trieb. Damals wurden 
ganz auf einmal und in voller Uebereinſtimmung 
mit dem damaligen Zeitgeifte „die Rechte und Freihei⸗ 
ten“ des engliſchen Volkes in einer ausführlichen 
ſtent feierlich beſchworenen Urkunde „feſtge— 
tellt.“ 

In England iſt ſeitdem das 1 Jacobs II. 
nicht nachgeahmt worden. Es hat feitdem nie wieder 


ein engliſcher König erklärt, ja es hat nie wieder eine 
Partei im engliſchen Volke, es hat nie ein offiziöſes oder 
nichtoffiziöſes Blatt zu behaupten gewagt, daß der Kö⸗ 
nig nicht mit der Verfaſſung ſeines Landes regieren könne. 

Doch haben wir Deutſchen und wir Preußen nicht 
die mindeſte Luſt, und ſicherlich auch nicht die mindeſte 
Ausſicht zu einer nochmaligen Aufführung der engliſchen 
Geſchichte in unſerm Lande, weder in dieſer noch in 
einer andern Beziehung. Wir werden unſere preußiſche 
und deutſche Geſchichte in ee und deutſcher 
Weiſe weiter führen, und ficherlich nicht nach dem Re⸗ 
zepte der „Provinzial⸗Korreſpondenz“ und ihrer Gönner 
und Freunde. 


Politiſche Wochenſchan. 

Preußen. Noch immer iſt es die Reiſe des Grafen Bis⸗ 
marck nach Paris, welche die Aufmerkſamkeit in Anſpruch 
nimmt und welche Anlaß zu allerhand Gerüchten über die 
Politik unſerer Regierung giebt. Sicher iſt, daß auf jene 
erſte franzöſiſche Note, in welcher das pariſer Kabinet den 
Gaſteiner Vertrag einer ſehr eingehenden und ſehr ſcharfen 
Kritik unterzogen hatte, und über welche wir in der vorigen 
Nummer berichteten, eine neue Note gefolgt iſt, in der das 
franzöſiſche Kabinet ſich offenbar bemüht, den Eindruck, wel⸗ 
chen jene erſte Kundgebung gemacht hatte, zu mildern. Erſt 
nach dem Eintreffen dieſer Note ſoll Graf Bismarck abgereiſt 
ſein, und man ſchließt daraus, daß die etwaigen Verhandlun⸗ 
gen zwiſchen ihm und dem Kaiſer Napoleon einen ſehr freund⸗ 
ſchaftlichen Charakter tragen werden, und an dieſe Vermuthung 
knüpfen ſich natürlich wiederum allerhand Gerüchte von An⸗ 
nektionsplänen Preußens, welchen Frankreich ſeine Zuſtim⸗ 
mung geben ſolle oder ſchon gegeben habe. Daß dieſe Gerüchte 
von der Annexion eines oder 15 deutſchen Staaten 
ſprechen, darf uns nicht Wunder nehmen, ganz neu iſt aber, 
daß man Preußen die Abſicht zuſchreibt, Holland zu annek⸗ 
tiren. Auch dazu ſoll Frankreich ſeine Einwilligung geben, 
wenn ihm als Entſchädigung dafür Belgien zufällt. Wir 
brauchen unſere Leſer wohl kaum darauf aufmerkſam zu 
machen, daß alle dieſe Annektionsgerüchte vollſtändig in der 
Luft ſchweben, denn wenn man auch nicht gut in Abrede 
ftellen darf, daß die Regierung eine Vergrößerung Preußens 
auf die eine oder andere Weiſe ſehr gern ſehen würde, fo 
darf man doch nicht vergeſſen, daß annektiren auf deutſch 
heißt: an ſich ſeſſen, und bis jetzt iſt es unferem Miniſterium 
noch nicht einmal gelungen, das eigene Volk an ſich zu feſſeln, 
um wie viel weniger erſcheint es denkbar, daß ihm dies 
bei einem anderen Volke anders als mit Gewalt gelingen 
werde, und zur Anwendung der Gewalt bedarf das Mini⸗ 
u wiederum der ihm fehlenden Unterſtützung des eigenen 

olkes. 

Der Vollſtändigkeit wegen wollen wir unſeren Leſern nicht 
vorenthalten, daß in der letzten Zeit wiederum Gerüchte von 
Plänen der Regierung, ein neues Wahlgeſetz zu oktroyiren, 
in Umlauf geſetzt find, Wir theilen dies Gerücht mit, ohne 
ihm auch nur den geringſten Glauben zu ſchenken. Der Re⸗ 
terung ſolche Abſichten unterzuſchieben, heißt erſtens ihr einen 

erfaſſungsbruch, einen Eidbruch zutrauen, und zweitens 
wiſſen wir nicht, wie ein Wahlgeſetz beſchaffen fein ſollte, 
dee eine Kammer ſchaffen könnte, in der die Regierung 
die Nehrheit haben würde. 
Die Kreuz - Zeitung beſchäftigt ſich mit unſerem Blatte 
und mit anderen liberalen Zeitun, en, welche nach Angabe 
des hochkonſervativen Blattes alle ſehr viel Abonnenten ver⸗ 
loren haben ſollen. Sie ſieht darin eine Abnahme der libe⸗ 


ralen Partei im Lande, woraus ſie natürlich die größte Hoff⸗ 
nung für die Zukunft ſchöpft. Aber dies Blatt iſt doch jo 
offen, zu geftehen, daß auch in den Kreiſen ihrer Partei ſich 
gar wenig Theilnahme durch Vermehrung der Abonnements 
zeigt, ſie geſteht ein, daß ſie nicht nur die Liberalen für matt 
hält, ſondern daß ſich auch in den konſervativen Kreiſen eine 
große Mattigkeit zeige. Was die „Kreuzzeitung“ von der 
Opferfreudigkeit und dem Kampfesmuth unſerer Parteigenoſſen 
hält, das kann uns ſehr gleichgültig ſein, aber wichtig ift es, 
daß fie ein ſolches Geſtändniß von ihrer eigenen Partei machr. 
Wenn die „Kreuzzeitung“ am Schluß ihres Artikels von den 
Konſervativen fagt: „Sie denken, es werde ſich nun 
ſchon Alles von ſelbſt machen. Das iſt aber ein 
ſchwerer Irrthum, und wenn wir nicht mehr ſäen 
wollen, werden wir auch nicht erndten — z. B. bei 
den nächſten Wahlen“, jo wollen wir nicht unterlaſſen, 
dieſe Worte auch unſern liberalen Freunden recht ernſt zu 
1 Een en auch 17 daran denken, daß ſie 
ets vorbereitet ſein müſſen, ihrer politiſchen Ueber, Jam 
Wahltiſche Ausdruck zu geben. ls 3 
Hannover. Die Miniſterkriſis in Hannover ift noch im⸗ 
mer nicht zu Ende. Einige der Miniſter wollen nicht auf 
ihren Poſten bleiben, nachdem Herr v. Borries wieder die 
Leitung des Staatsrathes übernommen hat, doch glaubt man, 
fie werben ſich ſchließlich erweichen laſſen und den Miniſter⸗ 
poſten weiter verwalten, wenn auch die Grundsätze der Ver⸗ 
waltung ſich etwas anders geſtalten werden. 
Baiern. Man glaubt, daß Baiern im Verein mit Sach⸗ 
ſen und Würtemberg das Königreich Italien anerkennen und 
ſo den Abſchluß des Handelsvertrages zwiſchen dem Zollver⸗ 
ein und Italien ermöglichen werde. Dieſer Vertrag iſt im 
Intereſſe unſeres Handels und unſerer Induſtrie eine abſo⸗ 
lute Nothwendigkeit, aber man würde ſehr irren, wenn man 
annimmt, daß es ſolche Gründe waren, welche die endliche 
Anerkennung des ſchon lange beſtehenden Königsreichs Ita⸗ 
lien herbeigeführt haben. Die Mittelſtaaten, welche bisher 
die Anerkennung Italiens theilweiſe mit Rückſicht auf Oeſter⸗ 
reich verweigert haben, fühlen ſich jetzt von Oeſterreich ver⸗ 
laſſen und gedenken nun den Wiener Hof durch einen ſolchen 
Schritt zu kränken. \ 
Oeſterreich. Geld, Geld, Geld, das iſt in dieſem Augen⸗ 
blicke das Loſungswort für die Wiener Politik. Die Regierung 
macht vergebliche Anstrengungen, eine Anleihe zu kontrahiren, 
ſie findet nirgends mehr Leute, welche Neigung haben, ihr 
Geld einem Staate anzuvertrauen, deſſen Bankrott nahe 1 
ſein ſcheint. Wenn man bedenkt, daß die Aufhebung der 
Februarverfaſſung größtentheils den Zweck hatte, der Regie⸗ 
rung die Möglichkeit zu verſchaffen, eine Anleihe, die der 
58 1 ; i d wollte, aufzunehmen, ſo kommt 
; u der Erkenntniß it die⸗ 
(ee Schrille. 3 untniß von der Nutzloſigkeit die 
Italien. Der Ausfall der Wahlen ſcheint den Beſtand 
des jetzigen Miniſteriums zu ſichern. Viel mag dazu die 
Hoffnung beigetragen haben, daß der Tag nicht mehr fern 
ift, an welchem das Königreich Italien Venedig ohne Schwerdt⸗ 
ſtreich einfach durch Kauf erlangen wird. 
Aeußere Erfolge und ihre Wirkung im 7 8 
Als vor faſt ine! Jahren der Krieg 50 en le be- 
gann, da hofften die Anhänger des jetzigen iniſteriums, daß 
die auswärtigen Ereigniſſe und ganz beſonders der ſicher zu 
erwartende Erfolg der preußiſchen Waffen das Volk ablenken 
würden von der ernſten Betrachtung der inneren Verhältniſſe. 
Sie hofften, daß die Freude über die errungenen Siege fo 
ſtark ſein werde, daß das Volk darüber vergeſſen könne, aus 
welchem Grunde es ſeit Jahren dem Miniftertum in dem 


Kampfe um die Auslegung und Ausbildung der Verfaſſung 
gegenüberſtand, und ſie erwarteten mit Sicherheit, daß die 
Wirkung eine ſolche ſein werde, daß, falls das Abgeordneten⸗ 
haus noch weiter in ſeiner Oppoſition gegen dies Miniſterium 
verharren ſollte, es der Regierung ein leichtes ſein werde, 
durch eine Neuwahl eine Kammer zu bekommen. welche un⸗ 
bedingt den Vorlagen der Regierung und ganz befonders der 
Vorlage wegen der Armee⸗Reorganfſation ihre Zuſtimmung 
geben würde. 


Seit dem find, wie geſagt, faſt zwei Jahre verfloſſen, die 


preußiſchen Truppen haben ruhmreich und mit großem Er⸗ 
folge gekämpft, das Miniſterium, welches anfänglich aus⸗ 
geſprochenermaßen die preußiſche Armee nach Schleswig⸗Hol⸗ 
ſben ſchickte, um den Londoner Vertrag aufrecht zu erhalten, 
hat ſich genöthigt geſehen, ſein Programm zu ändern, und 
theilweiſe das Programm auszuführen, für welches ſich das 
preußiſche Abgeordnetenhaus ausgeſprochen hatte, und der 
letzt vor faft einem Jahre abgeſchloſſene Frieden beſtä⸗ 
tigte zur Freude des geſammten deutſchen Volkes die Tren ⸗ 
nung der Herzogthümer von Dänemark. Wer Side 
dieſer deutſchen Länder fein ſollte, dieſer Punkt blieb aller- 
dings noch offen, aber das preußiſche Miniſterium verlangte, 
daß das Verhältniß des neuen Reiches zu Preußen ein ſolches 
ſein ſolle, wie es im Großen und Ganzen dem Programm 
entſprach, welches die liberale Partei in Deutſchland ſeit 
Jahren als nothwendig erkannt hatte zur Herſtellung eines 
einigen Deutſchlands, als deſſen natürliche Spitze die von 
einem deutſchen Parlament geſtützte Centralgewalt, welche 
der preußiſchen Regierung übertragen werden ſollte, gedacht 
wurde. So war das Miniſterium in ſeinem Programm, 
foweit es die auswärtige Politik anbetrifft, dem Programm 
ſehr nahe gekommen, welches die liberale Partei ſeit ar 
ren aufgeſtellt hat, und wenn ihm trotzdem die liberale 
Partei in ganz Deutſchland auf das Entſchiedenſte entgegen⸗ 
tritt, ſo hat das ſeinen Grund einestheils darin, daß die 
Wege, welche die Regierung zur Erreichung dieſer Ziele 
einſchlägt, derartig ſind, daß die liberale Partei ſie unbedingt 
als falſch bezeichnen muß, und weil man zweitens nicht er⸗ 
warten kann, daß irgend ein deutſcher Staat in ein derartiges 
Verhältniß zu Preußen tritt, wie es zur Herſtellung eines 
kräftigen deutſchen Reiches erforderlich iſt, ſo lange die innere 
Verwaltung Preußens keine Garantieen für eine liberale Aus⸗ 
führung dieſes Programms bietet. 

Weiches iſt nun aber die Wirkung von all dem auf das 
preußiſche Volk geweſen? Wenn wir den Worten der offi⸗ 
zisſen Schreiber Glauben ſchenken wollten, je giebt es in 
Preußen Niemanden mehr, der ſich von dem Miniſterium ab⸗ 
wendet; Alle ſind entzückt von den Erfolgen unſerer Armee, 
Alle ſind feſt davon überzeugt, daß dieſe Erfolge ganz einzig 
und allein durch die Reorganiſation unſerer Armee erreicht 
worden ſind, indem ſie es für ganz unzweifelhaft halten, daß 
ohne dieſe Reorganiſation niemals die vereinigte preußiſche 
und öſterreichiſche Armee die däniſchen Truppen 5 ſchla⸗ 
gen können. Aus dieſem Grunde verwirft auch das Volk 
etzt 985 Opposition gegen die Regierung und iſt ſehr gern 
bereit, Abgeordnete zu wählen, welche noch 10 oder 20 Mil⸗ 
lionen für die Reorganiſation der Armee bewilligen, damit 
Preußen noch ſchlagfertiger nach Außen daſtehe, jo daß ala- 
dann die Löſung des Konfliktes mit einem Male herbeigeführt 
ſein würde. . EIN 

So ungefähr ſchildern die offtziöſen Zeitungsſchreiber die 
Stimmung des Landes, ohne daran zu denken, wie leicht 
fie es durch ſolche Phantaflebilder dem verſtändigen Manne 


machen, durch ein kurzes Nachdenken ſich von der Grundlo⸗ 
ſigkeit ſolcher Behauptungen zu überzeugen. ur 

Wir wollen hier nicht noch einmal ausführen, wie das 
Volk ganz gut weiß, einen wie ae Beweis für die 
Tüchkigkeit der Landwehr der Krieg gegen Dänemark gelie⸗ 
fert hat, indem dieſelbe ſich allenthalben als vollkommen friege- 
tüchtig bewährt hat; wir wollen hier nicht daran erinnern, 
daß das Volk verſtändig genug iſt, um einzusehen, wie ein 
Staat von der Größe Preußens auch ohne die Reorganiſa⸗ 
tion im Stande gewefen wäre, 70,000 Mann Truppen nach 
Schleswig⸗Holſtein zu ſchicken: es find dies Dinge, welche 
jeder Bürger des preußiſchen Staates genau kennt, und welche 
ihm als Richtſchnur für ſein politisches Verhalten dienen. 
Wir wollen hier nur auf den einen Umſtand aufmerkſam 
machen, welcher alle Ausführungen der offtziöſen Schreiber 
auf das Gründlichſte widerlegt, nämlich auf den Umſtand, 
daß die Regierung trotz dieſes angeblichen Umſchwunges im 
Lande ſich nicht entſchließen kann, die Kammer aufzulöſen und 
dem Lande die Gelegenheit zu geben, bei den Neuwahlen ſeine 
veränderte Anſicht kund zu thun. Es muß doch ein Jeder, 
der die betreffenden Artikel, in welchen der „Umſchwung“ 
laut der Welt mitgetheilt wird, ließt, ſich fragen, warum [ft 
die Regierung nichk auf, und läßt neu wählen? Dieſe Frage 
wird er ſich nach kurzem Nachdenken mit den Worten beant- 
worten: Man rechnet mit Beſtimmtheit darauf, daß die Neu⸗ 
wahlen ganz eben ſo ausfallen werden, wie das letzte Mal, und 
deshalb unterläßt man es, das Volk an die Wahltiſche zu rufen. 

So liefert die Regierung ſelbſt den Beweis, daß trotz des 
Krieges gegen Dänemark, trotz der glänzenden Erfolge un⸗ 
ſerer Truppen kein Umſchwung in unſerem Volke in Bezug 
auf den innern Konflikt eingetreten iſt: das Volk ſteht heute 
noch in ſeiner Geſammtheit eben ſo feſt zu feinen gewählten Abge⸗ 
ordneten, wie es vor vier Jahren zu ihnen geſtanden hat, und es 
liefert dadurch, daß es ſich nicht hat durch Ruhm 
und Sieg blenden laſſen, einen Beweis feiner po- 
litiſchen Reife, der als ein leuchtendes Vorbild für 
alle Zeiten und alle Völker angeſehen werden wird. 
Es beweiſt dadurch, daß es richtig erkannt hat, wie kein 
äußerer Erfolg dem Volke Erſatz bieten kann für eine nicht 
in allen Punkten der Verfaſſung entſprechende Verwaltung 
im Innern, es beweiſt, daß es im Gegentheil weiß, wie ge⸗ 
rade die äußeren Erfolge nur dauernd den, und ganz befon- 
ders nur eine andauernde günſtige Wirkung für den Staat 
haben können, wenn fie ihren Rückhalt finden in einer ſol⸗ 
chen i im Lande, welche fremde Völker zu derſelben 
als zu einem Muſter für alle Staaten aufblicken läßt. 

Von dieſer Erkenntniß iſt das preußiſche Volk durchdrun 
gen und daran iſt die e der fogenannten Konſervati⸗ 
ven geſcheitert, daß der Erfolg einer gewonnenen Schlacht 
der en werde, daß das preußiſche Volk ohne viel Nachdenken 
das werde fallen laſſen, wofür es Jahre lang gerämpft, und daß 
etz in allen ſtreitigen inneren Fragen der khem He vollſtän⸗ 
dig zu Willen ſein werde. Während alſo an dieſem Hervortreten 
der politiſchen Urtheilskraft unſeres Volkes die Bemühungen 
der Anhänger des Miniſteriums erlahmt find, haben N 
daran die Kräfte der Vorkämpfer für die Geltung und Aus⸗ 
bildung unferer Verfaſſung im liberalen Sinne A Sie 
haben daran von Neuem erkannt, daß das Volk heut noch 
ebenſo feſt geſchloſſen hinter ihnen ſteht wie an dem Tage, 
wo ſie gewählt wurden, und ſie wiſſen, daß ſie in ihrem 
Kampfe 1 0 0 ſind, ſo lange fie in Wahrheit und 
Wirklichkeit dem Willen der geſchloſſenen Mehrheit des Vol⸗ 
kes Ausdruck geben. 
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